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Kein „Modernisierungsverlierer“ - Die Monarchie in der Forschung 

Teil 2 - Fortsetzung aus Corona, Ausgabe 218 vom 26. Mai 2019 

A 
uch wenn sich dabei nicht jede Herrscherpersönlichkeit vorbehaltlos in diesen Wandlungsprozess ein-
fügen wollte – angesichts der Exzesse der Französischen Revolution, angesichts eines bei manchem 
noch tiefsitzenden Bezugs zur traditionellen, christlich-sakral begründeten Legitimität, angesichts des 
drohenden politischen Machtverlustes durch Einbindung in eine Verfassung: Auch diese Beweggründe 

sind verständlich, schließlich blieb jeder ein Kind seiner Zeit, einer Zeit mithin, in der wie nie zuvor völlig unter-
schiedliche Konzepte und Sichtweisen miteinander kollidierten – kann man hier doch von einer insgesamt großen 
Mitgestaltungsbereitschaft sprechen und mit Frank-Lothar Kroll festhalten (wie oben), daß gerade die Monarchen 
„an zahlreichen zeitgenössischen Modernisierungsleistungen, so an den meisten europäischen Nationalstaats-
gründungen (…) einen unverzichtbaren Anteil“ hatten und der„engmaschige Zusammenhang von ‚Monarchie' und 
‚Moderne'“ an etlichen weiteren Beispielen belegt werden kann. „Die Überlebenskraft der meisten europäischen 
Dynastien“, so Kroll weiter, „speiste sich ganz wesentlich aus diesem Zusammenhang.“ Das „Verschwinden 
zahlreicher Kronen Europas in den Jahren 1917 bzw. 1945“ sei „zumeist keine Folge wachsender Funktions-
unfähigkeit oder gar Unzeitgemäßheit der monarchischen Staatsform“, sondern „durch ‚äußere' Faktoren bedingt 
(...).“ Gerade in der Rückschau bestehe demnach „keinerlei Veranlassung, die monarchische Vergangenheit 
Europas im Allgemeinen und das ‚Erbe der Monarchie' in Deutschland im Besonderen historiographisch zu margi-
nalisieren oder im Sinne eines ‚republikanischen Triumphalimus' pauschal zu denunzieren.“ 

Auch die Beiträge des 2018 erschienenen Sammelbands Vom Olymp zum Boulevard: Die europäischen Monar-
chien 1815 bis heute – Verlierer der Geschichte? verstehen sich ausdrücklich als Korrektiv der „neuen Monarchie-
geschichte“ gegenüber dem „früher vorherrschenden eindimensionalen Negativurteil“ - freilich ohne dabei in 
kritiklose Apologie zu verfallen. Zentrales Anliegen des Bandes bleibt es jedoch, einer neuen Sichtweise zum 
Durchbruch zu verhelfen, nach der man eben nicht davon ausgehen könne, daß „die Monarchie (…) eine von den 
Zeitläufen überholte Institution ist, sondern daß sie in den vergangenen zweihundert Jahren ihre enorme 
Anpassungsfähigkeit und Wandelbarkeit unter Beweis gestellt hat“ (aus der Einleitung). 

Ganz in diesem Sinne kommt Benjamin Hasselhorn in seinem Aufsatz Das Monarchiesterben 1914-1945: Ein Sie-
geszug der Demokratie? zu dem Schluß, daß man keinesfalls von einer solchen, häufig postulierten, allgemeinen 
und unvermeidlichen Tendenz sprechen könne. Der erste Schub des Monarchiesterbens betraf im Zuge des 
Ersten Weltkrieges nur die Verliererstaaten (mit Ausnahme Bulgariens), nach dem 2. Weltkrieg dann diejenigen, 
welche in den sowjetischen Einflußbereich gerieten. In Italien folgte die Abschaffung 1946 per Volksentscheid. „Die 
noch bestehenden Monarchien in den Siegerstaaten und bei den Neutralen wurden nicht angetastet – bis heute. 
(…). Man sollte daher mit behaupteten Zwangsläufigkeiten sehr vorsichtig sein: 

Geschichte ist ein offener Prozeß (…). Daß die Zeiten der Monarchie seit 1945 vorbei wären, ist nicht nur nicht 
gesagt. Es ist empirisch widerlegbar.“ 

Marc von Knorring (Nur Moderatoren und Medienstars? Europäische Herrscherfamilien seit dem Zweiten Welt-
krieg) befaßt sich mit der interessanten Frage, wie viel konkrete politische Macht bzw. Einflußmöglichkeiten den 
nach 1945 verbliebenen gekrönten Häuptern heute noch zukommt, wobei er diese in drei machtmäßig abgestufte 
Gruppen unterteilt. Auch wenn die Beurteilung so manchen Herrscherhauses wegen ungenügender Informationen 
vage bleiben muß, kommt von Knorring dennoch zu dem Ergebnis, daß diese bei aller notwendigen Differenzie-
rung auch als politische Größen gesehen werden müßten, um zu einem ausgewogenen Gesamtbild zu gelangen. 
Es sei neben den bekannten Rollen als überparteiliche Moderatoren und Medienstars „immer wieder auch die poli-
tische Funktion“ gewesen, welche zu den „unverändert hohen Beliebtheits- bzw. Akzeptanzwerte[n] unter der Be-
völkerung“ beigetragen habe. Sein Resümee: „Die europäischen Herrscherdynastien haben damit zweifellos ihre 
Rolle in einer infolge des Zweiten Weltkrieges noch einmal drastisch gewandelten Welt gefunden, und es wäre 
sicherlich alles andere als angemessen, sie vor diesem Hintergrund als 'Verlierer' der Geschichte zu bezeichnen.“ 
M.S. 
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Gott - König - Burundi 

„Gott, König, Burundi”, dieser Slo-
gan wird künftig auf allen öffentli-
chen Gebäuden der Republik Bu-
rundi an prominenter Stelle zu lesen 
sein. Was in einer konstitutionellen 
Monarchie nicht ungewöhnlich wäre, 
läßt in einer Republik doch die Fra-
ge aufkommen, wo er denn nun ist, 
der König. Wie Corona berichtete, 
ist in der neuen Verfassung Burun-
dis, welche auf Wunsch des Dauer-
präsidenten Pierre Nkurunziza in 
dem kleinen afrikanischen Land 
verabschiedet wurde, die Möglich-
keit einer Restauration der 
Monarchie ausdrücklich vorgesehen.  

Die neue Verfügung Nkurunzizas 
erscheint als Schritt in diese 
Richtung, wobei unklar ist, ob der 
Präsident den Umbau des Staats für 
das 1966 gestürzte, legitime 
Königshaus oder doch eher für 
seine eigene Familie vorantreibt, 
wie die Opposition vermutet. 
Gegenwärtig gibt es in Afrika mit 
Marokko, Swasiland und Lesotho 
drei Monarchien auf nationaler 
Ebene, wozu sich in zahlreichen 
Ländern wie Südafrika, Nigeria oder 
Uganda noch Monarchien auf 
regionaler und lokaler Ebene 
gesellen.    L.R. 

Das Wappen des Königreichs 
Burundi. 

https://coronanachrichten.wordpress.com/2018/06/24/corona-nachrichten-fuer-monarchisten-ausgabe-202/
https://www.iwacu-burundi.org/englishnews/burundi-country-of-god-and-the-king/


Seite 2 JAHR 14 ,  AUSGABE  8  

Wilhelm Busch: 

 
Wer durch des Argwohns 

Brille schaut, 

sieht Raupen selbst im 

Sauerkraut. 
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19. Juni 1999: † Prinz Henri, Graf von Paris, stirbt im Alter von fast 91 Jahren. Er war seit 1940 Thronprätendent 
  und hat nie die Hoffnung aufgegeben, König von Frankreich zu werden. 

21. Juni 1889: Der Reichstag verabschiedet das Gesetz zur Invalidität–und Altersversicherung und schließt damit 
  die Einführung der Sozialversicherung in Deutschland ab.  

30. Juni 1949: Das im Süden des Subkontinents liegende Königreich Travancore wird an Indien angegliedert.  

Tage: 

Scott Morrison (Liberal Party), der erst im August 2018 
Premierminister wurde, die Parlamentswahlen. Unter 
ihm wird es keine Schritte zu einer Republik geben. Die 
ALP hat aus ihrer Wahlniederlage keine Lehren gezo-
gen. Der neue Oppositionsführer Anthony Albanese er-
klärte, die Einführung einer Republik werde von Labor 
als „konstitutionelle Reform“ im Fokus gehalten. 

Einen Wermutstropfen brachte die Wahl: Tony Abbott, 
der frühere Premierminister und monarchistischer Kam-
pagnenmanager während des Referendums von 1999, 
wurde in seinem Wahlkreis nicht wiedergewählt und 
verläɓt gezwungenermaɓen nach 25 Jahren das Parla-
ment. In einer Stellungnahme sagte Philip Benwell, 
Vorsitzender der Australian Monarchist League, zu 
dieser Niederlage, er sei sicher, daß Tony Abbott auch 
künftig immer bereitstehen werde, wenn es gelte, für die 
konstitutionelle Monarchie zu kämpfen.  H.S. 

Die Republik bringt keine Wählerstimmen 

Zahlungen an ex-Präsidenten begrenzt 

Von der Welt fast unbeachtet scheiterte in Australi-
en erneut der Versuch, dem Land die konstitutionel-
le Monarchie zu nehmen und an ihre Stelle eine Re-
publik zu setzen. Obwohl alle Meinungsforschungs-
institute einen klaren Wahlsieg der Australian Labor 
Party (ALP) für die Parlamentswahlen am 18. Mai 
vorausgesagt hatten, sogar noch am Abend nach 
Schlieɓung der Wahllokale hatten angeblich Nach-
wahlbefragungen die Abwahl der Regierung erge-
ben, verlor die Opposition sogar noch Sitze. Hätte 
die ALP gewonnen, wären, so im Wahlprogramm 
verkündet, innerhalb der ersten 100 Tage im Amt 
Schritte zur Abhaltung eines Plebiszits eingeleitet 
worden. Dafür sollten 160 Mio. AUS $ (etwa 107 
Mio. €) bereitgestellt werden. Sogar ein Minister für 
die Republik saɓ im Schattenkabinett. Entgegen 
allen Prognosen gewann der erklärte Monarchist 

Der Bundestag, der jüngst beschloß, die Diäten seiner 
Angehörigen automatisch an die Inflation anzupassen, 
damit die jährlichen Negativschlagzeilen zur Diäten-
erhöhung vermieden werden, hat dem sogenannten 
„Ehrensold” der Altbundespräsidenten und Altkanzler 
nach Kritik des Bundesrechnungshofes Grenzen 
gesetzt.  

Künftig werden andere Einkünfte der Altpräsidenten 
auf den Sold von etwas über 200.000 Euro im Jahr 
angerechnet. Dies betrifft vor allem Christian Wulff, 
der als Rechtsanwalt tätig ist. Horst Köhler hatte auf 
den Sold verzichtet. 

Der Bundesrechnungshof kritisierte weiterhin die Bü-
rokosten von zwischen 0,9 und 2,3 Mio. Euro pro Alt-
präsident, obwohl dieser im Büro nur durchschnittlich 
2,6 Tage im Monat anwesend sei. Für künftige Alt-
präsidenten soll auch die Personalausstattung be-
schränkt werden. Künftig sind nur ein Büroleiter, zwei 
Referenten, eine Bürokraft und ein Fahrer möglich. 
Nach fünf Jahren entfällt die zweite Referentenstelle.  

Gegenwärtig gibt es mit Horst Köhler, Christian Wulff 
und Hans-Joachim Gauck drei Altbundespräsidenten, 
die Kosten generieren. Es entstehen also mindestens 
3,6 Mio. Euro an zusätzlichen Kosten, die sich aus 
Sold und Bürohaltung zusammensetzen. Bislang wa-
ren die Kosten allerdings noch höher. Nicht enthalten 
sind in diesen Summen schließlich noch die Reise-
kosten, die zukünftig auch geprüft werden sollen.  

Wenn die laufenden Kosten des Bundespräsidial-
amtes dazugenommen werden, die sich momentan 
auf 34,3 Mio. Euro im Jahr belaufen, entstehen für 
das höchste Staatsamt in Deutschland also rund 40 
Mio. Euro Kosten und man kann sich daher über die 

Am 19. Juni jährt sich der 
Thronwechsel in Spanien 
zum fünften Mal. König 
Juan Carlos I. entsagte 
zugunsten seines Sohns, 
Don Felipe, des Throns. 

Seit 2014 muɓte König 
Felipe VI. zahlreiche Kri-
sen und einen Regierungs-
wechsel bewältigen. Mit 
Bravour und Geschick 
bewegt sich der neue 
König durch die Unbill des 
politischen Alltags und 
auch wenn die üblichen 
Verdächtigen nach einer 
Republik schreien, so hat 
sich Felipe VI. als Ruhepol 
in Spanien erwiesen.  

König Juan Carlos gab in 
diesem Monat bekannt, 
daɓ er sich jetzt aus der 
Öffentlichkeit zurückziehe, 
worauf das Königshaus 
sofort ankündigte, sein Se-
kretariat werde aufgelöst - 
ganz im Gegensatz zu 
dem deutscher ex-Präsi-
denten. 

These vieler Republikaner, die Monarchie sei teuer, nur 
köstlich amüsieren. Zwar belaufen sich die Kosten für 
Monarchien nicht nur auf Apanagen für Familienmit-
glieder. Auch die Personalkosten für Mitarbeiter, Bewirt-
schaftungskosten für Dienstsitze, usw. müssen für einen 
realistischen Vergleich berechnet werden. Trotzdem 
dürften die meisten Monarchien weniger Geld kosten, 
als gegenwärtige und vergangene Bundespräsidenten. 
Hinzu kommt, daß die Monarchie im Gegensatz zur 
Republik auch Einnahmen generiert, besonders im 
Tourismus: Niemand fährt nach Deutschland, um den 
Bundespräsidenten in Bellevue zu sehen, aber dasselbe 
gilt nicht für die Windsors oder andere Königshäuser.  

L.R. 

Für eine kurze Zeit echauffierten sich die Medien gemeinsam 
mit der öffentlichen Meinung über die Ruhestandsbedingungen 
des ex-Präsidenten Wulff, aber das Interesse schlief rasch ein 

- bis heute. 
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